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Beschluss
des Bundesrates

Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an
den Rat, das Europäische Parlament, den Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen:
Verringerung der Klimaauswirkungen des Luftverkehrs
KOM(2005) 459 endg.; Ratsdok. 12790/05

Der Bundesrat hat in seiner 817. Sitzung am 25. November 2005 gemäß §§ 3 und 5
EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Der Bundesrat begrüßt, dass die Kommission mit ihrer Mitteilung "Verrin-
gerung der Klimaauswirkungen des Luftverkehrs" Vorschläge für klimaschutz-
politische Handlungsoptionen der EU im Bereich des Flugverkehrs vorgelegt
hat.

2. Ferner begrüßt der Bundesrat grundsätzlich, dass die Kommission im Hinblick
auf die Auswirkungen des Luftverkehrs auf das Erdklima der Einbeziehung des
Luftverkehrs in das Emissionshandelssystem der Gemeinschaft den eindeutigen
Vorzug vor anderen Maßnahmen, insbesondere vor Abgabenlösungen, gibt und
angesichts der Fülle noch ungelöster Fragen eine Arbeitsgruppe einrichten wird,
die in absehbarer Zeit einen Bericht vorlegen soll. Er stimmt der Auffassung der
Kommission zu, dass der Emissionshandel im Rahmen eines zielgerichteten
Maßnahmenbündels bei geeigneter Ausgestaltung ein zentrales und wirkungs-
volles Instrument zur Reduktion von Treibhausgasen im Luftverkehr sein kann.

Der Bundesrat weist jedoch darauf hin, dass das Emissionshandelssystem der
EU in seiner bisherigen Konzeption gravierende Mängel aufweist und um-
gehend einer Prüfung dahin gehend bedarf, ob und wie es zur Vermeidung
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dieser Mängel korrigiert werden kann. In seinem Beschluss vom 29. April 2005
zu der Mitteilung der Kommission "Strategie für eine erfolgreiche Bekämpfung
der globalen Klimaänderung" (BR-Drucksache 136/05 (Beschluss)) hat der
Bundesrat auf die nicht hinnehmbaren Wettbewerbsverzerrungen durch den
Emissionshandel hingewiesen und eine grundlegende Überarbeitung der Richt-
linie gefordert.

Die Absicht der Kommission, in das Emissionshandelssystem nicht nur die
innergemeinschaftlichen Flüge einzubeziehen, sondern alle Flüge, die von EU-
Flughäfen abgehen, bedarf jedoch unter dem Gesichtspunkt des internationalen
Wettbewerbs besonders sorgfältiger Prüfung. Eine solche Ausgestaltung könnte
eine Anreizwirkung für Luftverkehrsgesellschaften haben, Interkontinentalflüge
von innergemeinschaftlichen Drehkreuzen auf Flughäfen außerhalb der
Gemeinschaft zu verlagern.

Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, im weiteren Verfahren besonders
darauf zu achten, dass die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Flughäfen nicht
dadurch beeinträchtigt wird, dass durch die Einbeziehung des Luftverkehrs in
den Emissionshandel Anreize geschaffen werden, die zu einer Verlagerung von
Flugverkehr auf Drehkreuze in Länder außerhalb der EU führen können.

Eine abschließende Bewertung der Einbeziehung des Luftverkehrs in den Emis-
sionshandel ist erst möglich, wenn die Vorstellungen der Kommission für die
Berechnung und Zuteilung der für den Luftverkehr vorgesehenen Emissionsbe-
grenzung bekannt sind.

3. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, sich für eine frühzeitige Um-
setzung der EU-weiten Klimaschutzkonzeption für den Flugverkehr einzusetzen
und im Rahmen der weiteren Beratungen auf europäischer Ebene insbesondere
die Kostengerechtigkeit zwischen den Verkehrsträgern herzustellen.


